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Chancengleichheit und der Schutz vor Diskriminie-

rungen sind Grundrechte, die jedem Menschen zuste-

hen und zu deren Durchsetzung jede staatliche Stelle 

verpfl ichtet ist. Deutschland ist infolge der europa-

rechtlichen Vorschriften dazu verpfl ichtet, einen recht-

lichen Diskriminierungsschutz zu etablieren. Auf Bun-

desebene wurde dafür im Jahre 2006 das Allgemeine 

Gleichbehandlungsgesetz (AGG) in Kraft gesetzt. Das 

Gesetz verpfl ichtet im privatrechtlichen Bereich dis-

kriminierungsfrei zu handeln und verschafft Betroffe-

nen Rechtsansprüche und prozessuale Möglichkeiten, 

ihr Recht auf Gleichbehandlung durchzusetzen. Das 

AGG gilt indes nicht für Behörden und andere öffentli-

che Stellen. Dies führt zu der nicht nachvollziehbaren 

Situation, dass je nachdem wo eine Diskriminierung 

stattfi ndet, die europäischen Standards des Diskrimi-

nierungsschutzes Anwendung fi nden oder nicht.

Supermärkte diskriminierungssensibler 

als Arbeitsämter?

Zum wiederholten Mal ist Herr K. umsonst zu einem 

Gespräch ins Arbeitsamt gekommen – sein Arbeits-

vermittler informiert ihn nicht über Arbeitsmöglich-

keiten, sondern zeigt sich gänzlich desinteressiert an 

seinen Qualifi kationen und Wünschen. Stattdessen 

wertet er die Herkunft von Herrn K. ab und beleidigt 

ihn sogar rassistisch. Herr K. möchte nur eine Chan-

ce auf eine gute Arbeitsvermittlung haben und ver-

sucht sich über diese Diskriminierung zu beschweren, 

fi ndet jedoch nirgends Gehör oder Verständnis in der 

Behörde und er weiß sich nicht zu helfen.

Neulich im Supermarkt, als Herr K. ähnliche rassisti-

sche Sprüche von einem Mitarbeiter erleiden musste, 

konnte er sich bei der Marktleitung mit Bezug auf das 

Diskriminierungsverbot des AGG beschweren. Diese 

reagierte sofort, nahm seine Beschwerde ernst und 

entschuldigte sich sogar.

Mit der Einführung eines Landesantidiskriminie-

rungsgesetzes würde der Rechtsschutz für die Diskri-

minierungen im staatlichen Verantwortungsbereich 

dem privaten Bereich angeglichen werden. Es gäbe 

geregelte Beschwerdewege für Betroffene. Verant-

wortliche Stellen müssten sich mit der Frage ausein-

andersetzen, wie Betroffene vor (weiteren) Diskrimi-

nierungen geschützt werden. Außerdem würde das 

Gesetz präventive Maßnahmen gegen Diskriminie-

rungen anregen und diese auf eine rechtliche Grund-

lage stellen.

Brandenburg muss endlich die Lücken im rechtlichen 

Diskriminierungsschutz schließen, um Menschen wir-

kungsvoll vor Diskriminierung zu schützen und insti-

tutionelle Rahmenbedingungen für mehr Gleichbe-

rechtigung und mehr aktive Teilhabe aller Menschen 

im Land zu etablieren.

Mit einem LADG wird der Diskriminierungsschutz 

bei Behörden ebenso gewährleistet wie bei Unter-

nehmen.

Gemeinsam gegen Diskriminierung
Fakten für ein Landesantidiskriminierungsgesetz 

(LADG) für Brandenburg

Anteil der Beratungsfälle der ADB, die unter ein 
LADG fallen würden:
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Ein LADG bietet rechtlichen Schutz für Betroffene 

bei Diskriminierung im Bereich Behörden, Polizei, 

Schule, Justiz und staatlichem Handeln und führt 

Regelungen ein, die für Privatpersonen mit dem 

AGG längst verbindlich sind. 

Diskriminierungserfahrungen bei staatlichen Stel-

len erschüttern das Vertrauen der Betroffenen in 

den Rechtsstaat. Fehlen wirksame Beschwerde - 

und Rechtsschutzmöglichkeiten, wirkt dies umso 

schärfer.

Knapp 30 % der bei der ADB Brandenburg gemel-

deten Diskriminierungsfälle erfolgen in Behörden, 

Schulen, Polizei und Justiz – mit steigender Ten-

denz in den letzten Jahren.

Die EU-Richtlinien 2000/43/EG und 2004/113/EG 

verpfl ichten Deutschland zur Gewährleistung des 

Diskriminierungsschutzes auch für den öffentli-

chen Bereich. 

Ein LADG etabliert eine Landesantidiskriminie-

rungsstelle mit starken Befugnissen und weitrei-

chenden Aufgaben, die Impulse für eine nachhal-

tige Antidiskriminierungspolitik im Land setzt.

Ein LADG verpfl ichtet die öffentliche Hand zu dis-

kriminierungsfreiem Handeln sowie zu konkre-

ten Maßnahmen gegen Diskriminierung. Es setzt 

positive Signale für eine Kultur der Wertschätzung 

und Vielfalt.

Als einziges Bundesland setzte bisher Berlin ein 

LADG um - andere Länder wie Baden-Württem-

berg und Rheinland-Pfalz wollen folgen. 

2017 lehnte der Landtag eine parlamentarische 

Initiative für ein LADG ab und vergab damit 

die Chance auf eine wirksame Rechtsgrund-

lage für einen umfassenden Diskriminierungs-

schutz. Inzwischen hat sich anhand der Berli-

ner Erfahrungen gezeigt, dass die damals ins 

Feld geführten Argumente gegen das Gesetz 

nicht tragfähig sind. Die Sorge vor einer Kla-

gewelle nach Inkrafttreten des Gesetzes, die 

Furcht, dass ein LADG zu einem Generalver-

dacht gegenüber der öffentlichen Verwaltung 

führe oder die Angst vor einem Missbrauch des 

Gesetzes: Nichts davon hat sich bestätigt.
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